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Arbeitnehmerbegriffe im Recht der Europäischen Union

Im Zentrum dieser Untersuchung steht der methodische Umgang des 
Europäischen Gerichtshofs mit einem der Kernbegriffe der Generationen­
aufgabe der europäischen Einigung: dem Begriff des Arbeitnehmers.1 

Letztlich wird hier ein Plädoyer für eine konsequent funktionale Begriffs­
bildung stehen. Es braucht dazu mehr methodische Transparenz und mehr 
Methodenehrlichkeit aufseiten der Rechtsprechung. Angebracht ist aber 
auch mehr Besonnenheit und Fairness im Umgang mit denjenigen, die als 
Richter des Europäischen Gerichtshofs dazu berufen sind, in einer unferti­
gen Europäischen Union mit nicht immer formvollendeter Gesetzgebung 
den Begriff des Arbeitnehmers mit Inhalt zu füllen.

Der hier untersuchte Prozess der Begriffsbildung lässt sich an einer All­
tagssituation veranschaulichen, wie sie sich am ersten Tag eines Frühlings 
zutragen könnte: Drei Freunde planen, gemeinsam in den Biergarten zu 
gehen. Ihre Bedingung: Wir gehen nur, falls es warm ist. Des Abends 
kommt es zum erwartbaren Streit. Der zaudernde Erste ist gegen den 
Besuch, denn ihm persönlich sei es zu kalt. Die erlebnisorientierte Zweite 
deutet auf das geeichte, 17° Celsius anzeigende Thermometer und befür­
wortet einen Besuch. Der nachdenkliche Dritte überlegt, ob die drei mit 
ihrem Besuch eine Erkältung riskieren. Die Entscheidungsnot ist offen­
sichtlich, doch von Vornherein ist keiner der Ansätze zur Bestimmung 
des Begriffs „warm“ überlegen. In einer gleichen Situation findet sich der 
EuGH wieder, wenn sich ihm die Frage stellt: Wer oder was ist ein Arbeit­
nehmer? Für den Arbeitnehmerbegriff wird hier letztlich die Forderung 
stehen, dass es auf die Gesundheit der drei Freunde ankommen muss und 
nicht auf das subjektive Begriffsverständnis des Ersten oder das objektive 
der Zweiten.

Der menschliche Kern der europäischen Integration

Die Arbeitnehmerfreizügigkeit und ihr Arbeitnehmerbegriff sind für das 
Gelingen der europäischen Idee von zentraler Bedeutung. Über 163 Mio. 

I.

1 Dieser Text unterscheidet grammatisches und natürliches Geschlecht und folgt 
regelmäßig dem generischen Maskulinum.
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der insgesamt über 191 Mio. erwerbstätigen Personen der Europäischen 
Union und mehr als 40,5 Mio. der über 44,5 Mio. erwerbstätigen Personen 
der Bundesrepublik Deutschland sind Arbeitnehmer.2 Damit machen sie 
rund 85 % bzw. 91 % der erwerbstätigen Bevölkerung aus. Im Regelfall 
verdient ein Bürger der Europäischen Union seinen Lebensunterhalt also 
mit unselbständiger Arbeit. Das gesellschaftliche Leben ist daher notwen­
dig geprägt vom Umgang mit den Möglichkeiten und Herausforderun­
gen, die ein Leben als Arbeitnehmer mit sich bringt. Auch aus diesem 
Grund waren und sind Arbeitnehmerrechte einerseits und der politische 
Ausgleich der Interessen der Tarifpartner andererseits regelmäßig Gegen­
stand des politisch und rechtlich ausgetragenen Meinungskampfes.

Die Zeiten, in denen auf dem europäischen Kontinent individuelle 
und kollektive Rechte von Arbeitnehmern im Grundsatz in Frage standen 
und erst noch erkämpft werden mussten, sind zwar überwunden. So nor­
mieren Art. 23 Allgemeine Erklärung über die Menschenrechte,3 Art. 11 
Europäische Menschenrechtskonvention,4 Art. 12 Charta der Grundrech­
te der Europäischen Union5 wie auch Art. 8 Grundgesetz6 die Koalitions­
freiheit. Und spätestens mit der Erosion der Deutschen Demokratischen 
Republik und dem folgenden Zusammenbruch der Union der Sozialisti­
schen Sowjetrepubliken stand Arbeitnehmerrechten auf dem gesamten 
Gebiet der heutigen Europäischen Union nichts mehr im Wege. Auch 
danach war die Arbeits- und Sozialrechtsgesetzgebung aufgrund der sich 
entwickelnden wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Rahmenbedingun­
gen und Wertvorstellungen einem Wandel unterlegen. Doch unabhängig 
davon, wie sich Rechte und Interessen von Arbeitnehmern und Arbeit­
gebern in der jeweiligen Gesetzgebung abbildeten und abbilden, haben 
die verschiedenen Gesetze eines gemein: Anknüpfungspunkt der einschlä­
gigen Normen ist der Arbeitnehmerstatus einer Person.

2 EUROSTAT, Beschäftigung nach Geschlecht, Alter und Stellung im Beruf, https://
ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/983de041-128f-4f63-9f69-1dd1617641
a7?lang=de; VGR des Bundes, 4. Quartal 2020, Tabellen 2.5 und 2.6, https://www.d
estatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Volkswirtschaftliche-Gesamtrechnungen-Inlands
produkt/Publikationen/Downloads-Inlandsprodukt/inlandsprodukt-vierteljahr-pdf
-2180120.pdf.

3 Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, UN Doc. GA/RES 217 A (III) (AEMR).
4 Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten in der Fassung 

der Protokolle Nr. 11 und 14, SEV Nr. 005 (EMRK).
5 Charta der Grundrechte der Europäischen Union, ABl. C 202 v. 07.06.2016, 

S. 389ff.
6 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, BGBl. Teil I Nr. 1 v. 23.05.1949, 

S. 1ff.
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Es überrascht nicht, dass mit der Grundfreiheit der Arbeitnehmerfrei­
zügigkeit der Arbeitnehmer auch im Zentrum der europäischen Integra­
tion steht. Ein Zusammenwachsen der verschiedenen Gründungsstaaten 
nach dem Jahrhundertkrieg, der zum Zeitpunkt der Gründung der Mon­
tanunion gerade einmal sieben und zum Zeitpunkt der Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft keine zwölf Jahre zurücklag, war 
undenkbar, hätte man nicht ein Hauptaugenmerk auf diejenigen gerichtet, 
die das Zusammenwachsen in ihrem Alltag zu vollziehen haben würden. 
Ursprünglich noch in Art. 48 EWG-Vertrag verortet, später in Art. 48 EG-
Vertrag, Art. 39 EG-Vertrag und heute in Art. 45 AEUV, wurde und wird 
mit der Arbeitnehmerfreizügigkeit die für das menschliche Gelingen der 
europäischen Integration notwendige Grundfreiheit geregelt.7 Gemeinsam 
mit der Niederlassungsfreiheit in Art. 49ff. AEUV, der Dienstleistungsfrei­
heit in Art. 56ff. AEUV, der Warenverkehrsfreiheit in Art. 34ff. AEUV 
und der Freiheit des Kapital- und Zahlungsverkehrs in Art. 63ff. AEUV 
bilden sie den Kern des heutigen Binnenmarktkonzepts.8 Doch dienten 
die Arbeitnehmerfreizügigkeit und das Binnenmarktkonzept bereits zu 
Beginn der europäischen Einigung nicht dem Binnenmarkt allein, son­
dern sollten sie die Grundlage bereiten für einen stärkeren politischen 
Zusammenschluss.9

Das Binnenmarktkonzept nahm seinen Ausgang in den europäischen 
Verträgen in Art. 2 EWG-Vertrag und wurde später mit Art. 13 EEA ent­
scheidend weiterentwickelt.10 Als die EWG gegründet wurde, waren die 
Gründungsmitglieder von der Notwendigkeit der Konstituierung eines 
gemeinsamen Marktes überzeugt und

„[es erschien ihnen] wirtschaftlich gesehen […] evident, dass man […] einen 
großen europäischen Markt mit freiem Verkehr der Personen, Güter und 

7 Die innereuropäische Mobilität innerhalb der arbeitenden Bevölkerung liegt 
bislang bei nur 4,3 %, Europäische Kommission, Annual Report on Intra-EU 
Labour Mobility 2020, S. 19, https://op.europa.eu/s/pkoM; zu sonstigen Hürden 
für Arbeitnehmer beim Übertritt in einen anderen Arbeitsmarkt s. Fuchs/Mar­
hold/Friedrich, Europäisches Arbeitsrecht, 6. Aufl. 2020, S. 79f.

8 Epiney in Vedder/Heintschel von Heinegg, 2. Aufl. 2018, Art. 45 AEUV Rn. 2; Stein­
meyer in Franzen/Gallner/Oetker, 3. Aufl. 2020, Art. 45 AEUV Rn. 1; vgl. zur frü­
heren Sprachfassung, „die Freizügigkeit der Arbeitnehmer [wird] hergestellt“ 
Art. 48 Abs. 1 EWG-Vertrag.

9 Küsters, Die Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 1982, S. 17.
10 Sagan in Preis/Sagan, 2. Aufl. 2019, § 1 Rn. 7.
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Kapitalien zu schaffen hatte, um Wachstum und Produktivität der europä­
ischen Wirtschaft zu stärken.“11

Hinter der für die Entstehung der EWG vor allem retrospektiv12 denkwür­
dige Regierungskonferenz in Messina 1955 standen gleichermaßen ideelle 
und materielle Motive und naturgemäß waren die Interessen der vertre­
tenen Regierungen verschieden.13 Doch überwog bei der Mehrheit der 
Vertreter, auch nach der Ablehnung der Europäischen Verteidigungsge­
meinschaft durch die französische Nationalversammlung im Sommer des 
Vorjahres, der Wille zu einer Zusammenarbeit, um einen Weg der friedli­
chen Streitbeilegung zu gewährleisten und künftige kriegerische Ausein­
andersetzungen auszuschließen.14 Der neue gemeinsame Markt wurde 
anknüpfend an die Messina-Konferenz konzipiert, zu deren Ende die sechs 
Teilnehmer- und späteren Gründungsstaaten der EWG in einer gemeinsa­
men Entschließung erklärten,

„[…] daß die Errichtung eines gemeinsamen europäischen Marktes ohne 
Zölle und mengenmäßige Beschränkungen das Ziel ihres Handelns auf wirt­
schaftlichem Gebiet“15

sei und dass die schließlich Jahrzehnte später realisierte Arbeitnehmerfrei­
zügigkeit schrittweise hergestellt werden solle.16 Die Präambel lässt keinen 
Zweifel an der Stoßrichtung hin zu einem langfristig auch politisch geein­
ten Europa:

„Die Regierungen […] halten den Augenblick für gekommen, einen neuen 
Abschnitt auf dem Wege zum Aufbau Europas in Angriff zu nehmen. Sie 
sind der Meinung, dass dies zunächst auf wirtschaftlichem Gebiet geschehen 
muss. Sie sind der Ansicht, dass auf dem Wege zur Schaffung eines geeinten 
Europa weitergegangen werden muss durch Entwicklung gemeinsamer Insti­
tutionen, durch fortschreitende Verschmelzung der Nationalwirtschaften, 

11 Groeben, Deutschland und Europa in einem unruhigen Jahrhundert, 1995, S. 270.
12 So habe die Öffentlichkeit kaum Notiz von der Konferenz genommen und 

zurückhaltend auf die Messina-Konferenz reagiert, Küsters, Die Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 1982, S. 127, 135.

13 Groeben, Deutschland und Europa in einem unruhigen Jahrhundert, 1995, S. 269.
14 Groeben, Deutschland und Europa in einem unruhigen Jahrhundert, 1995, 

S. 268ff.
15 Außenminister der Mitgliedstaaten der Montangemeinschaft, Messina-Erklärung, 

Ziel E.
16 Außenminister der Mitgliedstaaten der Montangemeinschaft, Messina-Erklärung, Ziel 

E lit. f).
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durch Errichtung eines gemeinsamen Marktes und durch fortschreitende 
Harmonisierung ihrer Sozialpolitik. Eine solche Politik erscheint ihnen uner­
lässlich, um Europa seinen Platz in der Welt zu erhalten, um ihm seinen 
Einfluss und seine Geltung zurückzugeben und um die Lebenshaltung seiner 
Bevölkerung ständig zu heben.“17

Diese grundsätzliche Ausrichtung schlug sich in den späteren Verhand­
lungen über den EWG-Vertrag nieder, wenn auch der engere politische 
Zusammenschluss ausweislich der Präambel und Art. 2 EWG-Vertrag deut­
lich hinter den wirtschaftlichen Zielen zurückstand. Unter den Verhand­
lungsteilnehmern war anerkannt, dass ein beabsichtigter Prozess der wirt­
schaftlichen Integration unter anderem Liberalisierungsmaßnahmen wie 
die Freizügigkeit der Personen und Arbeitskräfte erforderlich machte 
und so bestand über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer relativ schnell 
grundsätzliche Einigkeit.18 Ein für Arbeitnehmer grenzenloses Europa 
wurde errichtet, aus wirtschaftlichen und nicht zuletzt aus hehren politi­
schen Zielen. Doch traten bereits bei den Verhandlungen zum EWG-Ver­
trag Schwierigkeiten auf, die Bedeutung und Reichweite einer an die 
Arbeitnehmereigenschaft anknüpfenden Freizügigkeit zu erfassen oder 
den Arbeitnehmerbegriff abstrakt zu konturieren.19 Im Normtext blieb der 
Begriff unbestimmt und so wurde dem EuGH die Aufgabe zuteil, ihn mit 
Leben zu füllen. Zu untersuchen, inwieweit der Europäische Gerichtshof 
diese Aufgabe methodisch überzeugend wahrnimmt, ob eine funktiona­
le Begriffsbildung zu beobachten ist und welche Lehren daraus für die 
Zukunft zu ziehen sind, wird den wesentlichen Teil dieser Darstellung 
ausmachen.

Verbreitete Kritik an der Methodik des EuGH

Wie der EuGH diese und andere Aufgaben wahrnimmt, wird aufmerksam 
beobachtet. Der EuGH bewegt sich als die maßgebliche Instanz zur Ent­
scheidung über Fragen des europäischen Rechts naturgemäß im Schnitt­
feld von Politik und Recht, außerdem steht er im Kreuzfeuer verschiede­
ner rechtlicher Kulturen. Erwartbar sieht sich der EuGH vielfältiger Kritik 
ausgesetzt, politischer, inhaltlicher, rechtlicher und auch methodischer 

II.

17 Außenminister der Mitgliedstaaten der Montangemeinschaft, Messina-Erklärung, Prä­
ambel.

18 Küsters, Die Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 1982, S. 361f.
19 Küsters, Die Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 1982, S. 362.
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Natur. Das beschränkt sich nicht auf die Fachpresse, auch in der allge­
meinen Presse wurden und werden Entscheidungen des EuGH intensiv 
diskutiert und bewertet. Mehr oder weniger verhalten wurde mancherorts 
ein Corpsgeist der luxemburgischen Richter festgestellt oder moniert,20 

ein persönliches Machtinteresse erwogen, sogar eine Agententätigkeit des 
EuGH im Dienste der Zentralisierung.21 Es wurden Entscheidungen beob­
achtet, die um den Preis jeglicher Logik und Tatsachen dem Zeitgeist 
frönten22 und auch waghalsige, nicht oder lediglich mit Leerformeln 
begründete juristische Interpretationen wurden diagnostiziert.23 So wurde 
anlässlich der Entscheidung des EuGH in der Rechtssache Gattoussi24 beim 
Historiker und Politikwissenschaftler Jacques Schuster aus dem „Motor der 
Integration“25 schon einmal „Europas Sargnagel.“26 Sein rechtsmethodi­
sches Urteil: Der Gerichtshof setze sich über den Wortlaut des Vertrags 
hinweg und verkehre dessen Bestimmung ins Gegenteil.27 Der ehemalige 
Bundesverfassungsrichter und Bundespräsident Roman Herzog prangerte 
vielbeachtet, auch anlässlich der Entscheidung des EuGH in der Rechtssa­
che Mangold,28 „fragwürdige Urteile“ und „die exzessive Rechtsprechung“ 
des EuGH an und stellte sich schließlich auf den für die Kritik am Wirken 
des EuGH stellvertretenden Standpunkt,

„dass der EuGH zentrale Grundsätze der abendländischen richterlichen 
Rechtsauslegung bewusst und systematisch ignoriert, Entscheidungen unsau­
ber begründet, den Willen des Gesetzgebers übergeht oder gar in sein Gegen­

20 Scheerer, Europas wahre Entscheider, in Handelsblatt v. 02.12.2002; Geiger, Wer 
keine guten Argumente hat, braucht einen Generalanwalt, in Stuttgarter Zeitung 
v. 05.05.2009.

21 Vaubel, Der Gerichtshof als Agent der Zentralisierung, in FAZ v. 14.01.2013.
22 Frommer/Schmidt, Mit diesem Urteil hat die europäische Vernunft ausgedient, in 

FAZ v. 01.08.2018, https://www.faz.net/-gx5-9cu95.
23 Klenk, Integrationsmotor unter Legitimationsdruck, in FAZ v. 20.05.2020.
24 EuGH, ECLI:EU:C:2006:780 - Gattoussi.
25 Die Phase der Stagnation der Integration bis zur Einheitlichen Europäischen 

Akte wurde durch den EuGH in dieser Rolle kompensiert, Calliess, NJW 2005, 
929ff., 933; die Verdienste des EuGH um die Entwicklung des Gemeinschafts­
rechts am Beispiel der Grundsatzentscheidungen Van Gend & Loos und Costa/
ENEL insbesondere politisch würdigend van Middelaar, Vom Kontinent zur Uni­
on, 2016, S. 98ff.; heute krit. zum Begriff des "Motors der Integration" ("über­
kommen") m.w.N. Joel Reyes y Ráfales, EuR 2018, 498ff., 500.

26 Schuster, Europas Sargnagel, in Die Welt v. 11.02.2017, S. 3.
27 Schuster, Europas Sargnagel, in Die Welt v. 11.02.2017, S. 3.
28 EuGH, ECLI:EU:C:2005:709 - Mangold.

Arbeitnehmerbegriffe im Recht der Europäischen Union

24

https://www.faz.net/-gx5-9cu95


teil verkehrt und Rechtsgrundsätze erfindet, die er dann bei späteren Ent­
scheidungen wieder zugrunde legen kann.“29

Nun ist die allgemeine Presse nicht der Maßstab für ein Urteil über die 
gezeigte Methodik eines mitgliedstaatlichen Gerichts oder des EuGH.30 

Doch findet sich jenseits der nur fachgeneigten Presse ebenfalls ausdrück­
liche und teils drastische Kritik an der Methodik des EuGH. Einzelnen 
Entscheidungen des EuGH wurde attestiert, dass sie widersinnig und mit 
schweren Brüchen versehen seien.31 Mal war die Rede von einem zentra­
len inneren Widerspruch,32 pointierter von einer zu Lasten der Mitglied­
staaten kompetenzaushöhlenden und zentralisierenden Sogwirkung33 oder 
auch von einer ausufernden Rechtsprechungspraxis, die zunehmend in 
die Kompetenzen der Mitgliedstaaten eingreife.34 Der ebenfalls in diese 
Richtung deutenden Formulierung von einem „Gericht mit einer Agen­
da“35 scheinen auch die ehemaligen Verfassungsrichter Dieter Grimm und 
Andreas Voßkuhle etwas abgewinnen zu können.36 Begrifflich nicht ganz 
ernst gemeint, in der Sache allerdings durchaus ist die Formulierung 
von der „schwarzen Serie“ des EuGH im Arbeitsrecht.37 Manch einer 
stellte „Methodenwillkür“38 fest, ein anderer befürchtete gar das „Ende 

29 Herzog/Gerken, Stoppt den Europäischen Gerichtshof, in FAZ v. 08.09.2008.
30 Rechtlich völlig neben der Sache z.B. Schieritz, Konfus, euroskeptisch, ökono­

misch fragwürdig, in Zeit Online v. 05.05.2020, https://www.zeit.de/wirtscha
ft/2020-05/anleihekaeufe-ezb-bundesverfassungsgericht-waehrungsunion-co
ronahilfen?print zum bereits am Tag der Verkündung legendären Beschlusses 
des Bundesverfassungsgerichts (2 BvR 859/15); zu EuGH, ECLI:EU:C:2018:1000 - 
PSPP-Programm.

31 Hohenstatt/Naber, EuZA 2016, 22ff., 25f.
32 Wißmann, RdA 1995, 193ff.; Preis/Morgenbrodt, EuZA 2017, 418ff., 423.
33 Temming, SR 2016, 158ff., 165.
34 Rüthers/Fischer/Birk, Rechtstheorie, 10. Aufl. 2018, S. 402.
35 Wahl, Das Recht der Integrationsgemeinschaft Europäische Union in FS Kloepfer 

2013, S. 233ff., S. 248, m.w.N. in Fn. 41.
36 Grimm, Leviathan 2015, 325ff., 330; Kaufmann, "Befangener kann man nicht 

sein", in Legal Tribune Online v. 22.06.2021, https://www.lto.de/persistent/a_
id/45273/; die postwendende und drastische Antwort des ehemaligen Richters 
am EuGH Jose Luis da Cruz Vilaca auf Andreas Voßkuhle demonstriert, wie scharf 
der Vorwurf aufgefasst werden kann, Gutschker/Schuller, EU-Kommission gegen 
Voßkuhle-Vorwürfe, in FAZ v. 11.07.2021, https://www.faz.net/aktuell/politik/au
sland/verdeckte-zentralisierung-eu-kommission-gegen-vosskuhle-vorwuerfe-17430
454.html.

37 Junker, NJW 1994, 2527f., 2527.
38 Jahn, NJW 2008, 1788f., 1788.
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rationaler Jurisprudenz durch den EuGH.“39 Auch zur grundlegenden und 
für diese Untersuchung bedeutsamen Entscheidung in der Rechtssache 
Lawrie-Blum40 wurde analysiert, dass die Begründung des EuGH geküns­
telt wirke.41 In weniger umfangreichen Beiträgen für Fachzeitschriften ist 
nicht stets Raum für die eine weitere, relativierende Differenzierung, die 
einer Aussage die möglicherweise überspitzte Schärfe nimmt. Doch kann 
man durchaus konstatieren, dass es im deutschen Rechtsraum einen nicht 
lediglich unerheblichen Anteil deutlicher Kritiker an der Art und Weise 
gibt, wie der EuGH die ihm übertragene Aufgabe und Rolle übernimmt 
und ausfüllt.

Wie der EuGH seine Aufgabe im Hinblick auf den Arbeitnehmerbegriff 
in methodischer Hinsicht erfüllt, inwiefern Kritik zu üben ist an seiner 
Urteilspraxis und welche konstruktiven, methodischen Hinweise deshalb 
für die Zukunft zu geben sind, wird Kern dieser Untersuchung sein. 
Die Rechtsprechung des EuGH, die erkenntnisreich ist in Bezug auf die 
Methodik des Gerichts, ist umfassend dokumentiert.42 Zumeist konzen­
triert sich die Literatur dabei auf die Darstellung der zu beobachtenden 
Praxis.43 Deshalb soll der Schwerpunkt hier einerseits darauf liegen, die 
Methodik der Bildung des Arbeitnehmerbegriffs im europäischen Recht 
durch den EuGH zu untersuchen und andererseits dessen Argumentation 
zu systematisieren und zu beurteilen. Diese Untersuchung wird die Metho­
dik des EuGH im Kontext des Arbeitnehmerbegriffs daran messen, ob sie 
das Erfordernis einer funktionalen Begriffsbildung beherzigt. Sie soll aber 
insbesondere einen konstruktiven Beitrag zu einer methodengerechten, 
funktionalen Begriffsbildung im europäischen Recht leisten.

Gang der Darstellung

Diese Untersuchung gliedert sich dazu in fünf Teile:
Zunächst wird unter „Teil I – Methodologie“ insbesondere die Not­
wendigkeit einer funktionalen Begriffsbestimmung kompakt begründet 

III.

39 Hailbronner, NJW 2004, 2185ff.
40 EuGH, ECLI:EU:C:1986:284 - Lawrie-Blum.
41 Forch, NVwZ 1987, 27ff., 28.
42 s. zur maßgeblichen Literatur die Nachweise in Adrian, Grundprobleme einer 

juristischen (gemeinschaftsrechtlichen) Methodenlehre, 2009, S. 560 Fn. 2.
43 Vogenauer, ZEuP 2005, 234ff., 245f., der pointiert eine bloße Darstellung der 

Methodenpraxis moniert.
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und die für diese Untersuchung gebrauchte Systematisierung von Argu­
menten nach Alexy im Überblick dargestellt. Angesichts der häufigen 
Kritik an einem apodiktischen Stil des EuGH wird zudem dargestellt, 
welchen Anforderungen Entscheidungsgründe insbesondere im Vorabent­
scheidungsverfahren zu genügen haben. Die im Umgang mit Entscheidun­
gen des EuGH besonders häufig zu beobachtenden Diskussionspunkte, 
die Reichweite der Entscheidungskompetenz und der Umgang des EuGH 
mit Verweisen von Definitionsmacht an Mitgliedstaaten, werden ebenfalls 
vorweg abstrakt betrachtet.

„Teil II – Europäische oder mitgliedstaatliche Begriffsbildung“ wird sich 
der Systematisierung der Entscheidungen zum Arbeitnehmerbegriff wid­
men, welche die Begriffsbildung wahlweise europäischem oder mitglied­
staatlichem Recht zubilligen. Die Systematisierung wird sich danach rich­
ten, ob der EuGH das Gebot funktionaler Argumentation beherzigt. Ein 
Schwerpunkt wird auf dem gelebten Umgang des EuGH mit sekundär­
rechtlichen Verweisen der Definitionsmacht an die Mitgliedstaaten liegen.
Die Behandlung der Merkmale des Arbeitnehmerbegriffs durch den 
EuGH steht im Fokus der weiteren Teile III und IV. „Teil III – Der 
ungeeignete Statusbegriff ‚Arbeitnehmer‘ EuGH“ wird verdeutlichen, dass 
die Levin- und Lawrie-Blum-Formeln zur rechtsaktübergreifenden Begriffs­
bildung nicht uneingeschränkt geeignet sind. Das zeigt sich gerade bei 
der Frage nach der Arbeitnehmereigenschaft von Geschäftsführern, die 
im Zentrum der Untersuchung der Argumentation des EuGH im „Teil 
IV – Der Unterbegriff des Weisungsverhältnisses: die Qualifikation des 
Geschäftsführers“ steht.
Schließlich soll im „Teil V – Ist die EU auf dem Weg zu einem expliziten 
Statusbegriff?“ eine Aussage darüber getroffen werden, wie sich die Metho­
dik der Begriffsbildung durch den EuGH insbesondere vor dem Hinter­
grund aktueller Gesetzgebung und Gesetzgebungsinitiativen entwickeln 
wird.

III. Gang der Darstellung
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